
i|1,1,y, Einstieg ins Fracking
Umweltministerin Hendricks erlaubt die umstrittene Gas-Fördermethode.

Es ist ein Ja-Aber-Gesetz mit strengen Auflagen

Uon MiWeI Sanches

Bedin. Die Groß€ Koalition will
eine Penpektive fur die hoch üm-
strittene Gasfördermetbode Fra,
cking eröflrren. Umweltministerin
Barbara Hendricks (SPD) gibt d€m
Druck \,on Union, Wirtschaft und
Gewerkschaft IG BCE nach. Dem
Gesetzentru4 den die Sozialde-
mokalin gestem auf den Weg
brachte, merkt man aber ihren M-
derwillen an. Die Ministerin stellt
sicher, dass kommezielles Fra,
cking frllh€stens 2019 und unter
sFengen AuJlagen gestartet wer-
denkann,

Es tritt der Fall ein, vor dem
NRw-Umweltminister lohannes
Remmel (Grüne) gewaml hatte.
Di€ Länder können die Fracking,
Pläne nicht verhindem. D€nn das
Gesetz ht im Bundesrat ni€ht zu-
stimmungsp{lichtig. Die Lähder
können im Zuge der Raumord-
nung aber weite cebiete ausschlie-
ßen. Ihnen untersiehen die Berg-
änt€r als cenehmigungsbehörde.

Hendricks schließt das Flacking
in allen Gebieten des Naturschui
zes und der tinkwassergewin-
nung aus. Sie erlaubt die Methode
dort, wo sie weder das Orundwas-
ser geftihrdet noch ökonomisch
reizvoU isi:in tibff 3000 Meler tie
fem Schiefer. und Kohlellözg€-
stein. Lukraiiv isl es ftir die Mrt.
schaft erstoberhalb dieserCrcnze.
Der Hebel, um das rnöglich zu ma-

chen, ist raffinjert: Es ist die Frei-
heit der Wissenschaft. Weil man
die Folgen .!on Fracking bisher
nichtabschätzen kann, erlalrbtda6
Gesetz,,Probebohrungen,,. Die
Chemikalien, mit alenen das Cas
aus den tiefen Gesieinsschichten
herausgelöst wird, dürfen das Was-

Gesetz r€g€lt nicht, wie viel cas
probeweise gefördert wird. Das er-

ser nichtgeftihrden.

,:o,To,l::-"::llTT": :i'":h:,,strengste Fra-qen ore öerqanler lm !,lnvemeh- --
menmitd€n-wasserbehörden. D"s Cking-RegelUngen,

cLen erläubt, was den Z\rrck für
die Restaürants erfiillt.

Mit der ,,Probebohrung,, kommt
eine s€chsköpfige Expertenkom-
mission ins Spiel. Sie soll das Er-
g€bnisbeurteilen:Me sind die Fol-
gen für die Umwelt? Me steht es
mit der Erdbebensicherheit? Au-

die es jemals gab."

K""

innert an den Walfang in Japan. 8aörh Hendrt.ks,
DeristdolinurzuForschungszwe- Bundesumweltmtnist€rin (5pD)

Unrreltdn|ne n Bäö.r. Hendrlcks (SpD) kämptt gc3€n tytderst.nd tn SädEo tra.ktn&

NRW-Grüne über Gesetzespläne empört
Umweltminister Remmel: ,,Affront gegenüber Ländein und Btirgern,,

ollsse&loaf, Der von der Bundesre-
gierung angekündigts Gesetzent
wurt zum künftigen Umgang mit
Fracking hat vor allem im grünen
T€il der NRwKoalition erhebliche
Irritationen henorgeruJ€n. Um.
weltrninßter Jöhames Rernmel re-
agierte ungehalten auf Meldungen
über cenehmigungs€rleichterun-
gen bei der Suche nach Schiefei-
gas: ,,Die aktuellen PlanuDgen der
Bundesr€gie&ng fur ein neues Fra-

cking-Gesetz sind ein Afftont
gegenüber den M€nschen vor Ort,
den behoffenen Kommunen und
den Ländem." Die Bürger würden
\.or \ollendete Tatsachen gesiellt,
die Länder durch die Einsetzung
eines willkürlichen Beirates ent-
machtet und der Bundesrat solle
offensichtlich auch noch umgan-
gen werden.

Dei Umrr€ltninister v€$ries auf
die bislang klar ablehnende Hal.

tung von Ministerpräsidentin Han-
nelore IGaft (SPD), die in Juni be-
tont hatter ,,Solange ich in Nord-
ü€in-Westfalen Ministerpräsiden-
tin bin, wird es hier kein Fracking
ftir die unkonventionelle Erdgas-
förderung geben."

Grünen'Landeschefin Mona
Neubaur wad der croßen Koali-
üon in Berlin vor, auJ Druck der
Lobby ein'Fracking-Elrnögli
chungsgesetz" zu schafien. robi

racffi& F0r0 cBR sr|aN^1a'rc/rilaco

ßert di€ Kornmission B€denken, ht
ein Projekt tot, Frillt das Volum
aber unbedenklich aus, kann da6
Untemehmen den nächsten
Schritt gehen - ünd ein kommer-
zielles Förder'Projekt beantragen.
Wieder sind die Bergämter zustän,
dig. Sie müssensich nichtnach der
Kommission richten. Aber: Sie
müssen eine Ablehnung begritn-
den und im Zweifel vor Cedcht be.
stehen können, \rrnn das Unter"
nehmen dagegen klagt.

lhren ersten Jahresbericht legen
die Expeten im Iuni 2018 vor Erst
danach kann das erste Unterneh-
men kommerzielles Fracking be-
antragen. Eine Umw€ltvErträglich-
keibprtiJung ist vorgeschri€ben.
Das bedeutetr Off€ndichkeit, Bür-
gerbeteiligung.

So wird kommeEielles Fracking
fit jedes Untemehmen ein lang-
wjeriges Hindemi$ennen; vor
2019 ist das Ziel nichtzu €üeichen.
Ministerin Hendrick legt es da-
raul an. Nachdem sie ein Verboi
gegenüber der Union nicht durcb,
setzen konnte, bdstet sie sich da-
nit, die sh€ngsten Regelungen im
Bereich Fracking \.orzulegen,,die
es i€mals gab". Und genau das dürf-
te ihr die Union im Bundestag vor,
werfen und auf Nachbessemngen
pochen, Korünentarseilxz


